Europarechtliche Regelungen betreffend staatliche Subventionen für die Seilbahnwirtschaft





Einleitung:





"Dem, der viel erlangen kann, geziemt, viel zu fordern", schreibt Johann Wolfgang  von Goethe in "Der Sammler und die Seinigen".


Nun, die Seilbahnwirtschaft kann nicht nur viel erlangen, sie tut es tatsäch�lich: Als zweifellos bedeutendster Motor des Winterfremdenverkehrs in den Alpen kommt ihr - der Seilbahnwirtschaft - eine derzeit bedauerlicherweise noch nicht im Detail erhobene, aber unbestrittenermaßen jedenfalls ganz erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung zu.


Aber - um bei Goethe zu bleiben - "geziemt" es ihr deshalb auch, "viel zu fordern" ? 





Wenn man als Ergebnis des Forderns zumindest auch die Förderung bzw. Subvention durch die öffentliche Hand begreift, so wird man diese Frage nicht so ohne weiteres mit "Ja" beantworten können:


Zwar gab und gibt es staatliche Förderungen bzw. Subventionen für "Seilbahnprojekte" in unterschiedlichen Ausprägungen in allen europäischen Staaten; aber - um nochmals bei Goethe zu bleiben -, ob sie auch "geziemen", also zulässigerweise gefordert und gewährt werden, ist im Lichte des Europarechts eher differenziert zu betrachten:





Förderungen und Subventionen der öffentlichen Hand können Wettbewerbsverzerrung bewirken und die Beseitigung oder zumindest Hintanhaltung derartiger Wettbewerbsverzerrungen hat sich die EU zum erklärten Ziel gesetzt.





Das bedeutet nun zwar nicht, daß jede staatliche Förderung - sei es nun für Seilbahnprojekte oder andere Investitionen - europarechtlich rundweg verboten wäre und jedes wirtschaftliche Treiben nur mehr dem freien Spiel der Kräfte am Markt überlassen bleiben sollte. 


Vielmehr sind auch unter dem Regime des Europarechts nicht nur nationalstaatliche Förderungen zulässig, sondern es wurden im Rahmen der EU auch noch zahlreiche neue Fördertöpfe aus EU-Mitteln geschaffen; der Einsatz beider Instrumente - also nationalstaatliche Förderungen einerseits und "Europaförderungen" andererseits - ist aber europarechtlich nur zulässig, wenn damit bestimmte, über das Einzelinteresse des Förderungswerbers hinausgehende, von der EU als wünschenswert erkannte Ziele verfolgt werden.





In einem ersten Teil soll daher im folgenden nun dargestellt werden, welche Voraussetzungen vorliegen müssen, damit nationalstaatliche Förderungen, also Förderungen, die Ihr Heimatstaat gewährt, zulässig sind; in einem zweiten Teil wird dargelegt, welche Bedingungen für die Erlangung von Fördermitteln aus den "EU-Töpfen" erfüllt sein müssen.


Es ist dabei - das sei vorausgeschickt - weder möglich noch die Absicht, einen lückenlosen Überblick über das Thema zu geben; es soll vielmehr nur ein Einstieg in die Materie geboten werden, wobei überdies auf Belange, die für die Seilbahnwirtschaft ohne Bedeutung sind, nicht einmal hingewiesen werden wird.








�
Teil 1:


Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit nationaler Beihilfen im Recht der EU:





Um ermitteln zu können, ob ein Staat sich europarechtlich ins Unrecht setzt, wenn er "seine" Seilbahnunternehmer fördert, muß zunächst geklärt werden, was im Recht der EU konkret unter einer "Förderung" bzw. "Beihilfe" verstanden wird:








I.	Der Begriff der "Beihilfe" bzw. "Förderung" im Recht der EU:





Im Recht der EU werden unter "Beihilfen" bzw. "Förderungen"  alle aus staatlichen Mitteln gewährten Begünstigungen von Unternehmen oder Produktionszwei�gen verstanden, die nicht durch eine entsprechende marktgerechte Gegenleistung des Begünstigten kompensiert werden.


"Beihilfen" - im europarechtlichen Sinn - sind daher nicht nur "finanzielle Zuwendungen", sondern jede Entlastung eines Unternehmens oder Produktionszweiges von Kosten, die dieses bzw. dieser normaler�weise zu tragen hat.





Unter den Begriff der "Beihilfe" fallen daher jedenfalls "verlorene" Zuschüsse; zinsgestützte Kredite; Übernahme von Bürgschaften; Abgabenbefreiungen; Steuerprivilegien; Überlassung von Betriebsgrundstücken und/oder Betriebsgebäuden durch Gebietskörperschaften zu nicht marktgerechten Preisen; begünstigte Bereitstellung von Gütern und/oder Dienstleistungen (z.B. Sondertarife für Energielieferungen oder Transportleistungen); Verlustübernahmen; Kapitalbeteiligungen der öffentlichen Hand zu nicht marktkonformen Bedingungen.Oder aber auch - wie der EuGH jüngst entschieden hat: Die logistische und kommerzielle Unterstützung, die ein öffentliches Unternehmen seiner privatrechtlichen Tochtergesellschaft, die eine dem freien Wettbewerb offenstehende Tätigkeit ausübt, gewährt, sofern die als Gegenleistung hierfür erhaltene Vergütung niedriger ist als die unter normalen, marktkonformen Bedingungen zu erlangende.





Als "staatlich bzw. aus staatlichen Mitteln gewährt" gelten dabei alle Förderungen, die aus öffentlichen Mitteln finanziert werden.Dabei ist es unerheblich, ob die Beihilfen von staatlichen bzw. öffentlich-rechtlichen Instanzen umgesetzt werden oder ob mit der Durchführung private Stellen (etwa Banken) beauftragt sind.








II.	Der Grundsatz des Beihilfeverbots:





Hinsichtlich des solcherart definierten öffentlichen Förderungswesens nimmt der EG-V - scheinbar - eine äußerst restriktive Haltung ein.


Art. 92 Abs. 1 EG-V statuiert: "Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen."








III.	Ausnahmen vom Beihilfeverbot:	





Von dem oben zitierten, sogenannten "Beihilfeverbot" lassen sich nun aber zahlreiche Ausnahmen ausmachen:





1. Ausnahme 1: Auslegung des Art. 92 Abs. 1 EG-V:





Hier verdient zunächst der Umstand Beachtung, daß nach dem oben zitierten Art. 92 Abs. 1 EG-V nur Beihilfen verboten sind, "die den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen"; dieser Halbsatz hat praktisch mehr Bedeutung zu, als man glauben möchte: 


So hat die Kommission - um hier nur ein Beispiel zu nennen - etwa letzthin entschieden, daß Beihilfen an den selbständigen Wirtschaftskörper der italienischen Staatsbahnen gemeinschaftsrechtlich nicht zu beanstanden sind, weil sie nicht den "Handel zwischen den Mitgliedstaaten betreffen" und daher überhaupt nicht als unter Art. 92 EG-V fallende Staatsbeihilfe anzusehen sind.Sie sind demgemäß auch gemeinschaftsrechtlich zulässig.


Aus ähnlichen Erwägungen müßten daher an sich auch Förderungen der Seilbahnwirtschaft nicht als Staatsbeihilfe iSd Art. 92 EG-V anzusehen sein.


Angesichts der Sprunghaftigkeit, mit der die Kommission der EU Beihilfen bald für zulässig und bald für unzulässig erklärt, sollte man sich darauf allerdings nicht allzu sehr verlassen. 








2. Ausnahme 2: Berufung auf Art. 90 Abs. 2 EG-V:





Auch Art. 90 Abs. 2 EG-V scheint eine für die Seilbahnwirtschaft sehr bedeutsame Bestimmung zu enthalten; hier heißt es:


"Für Un�ternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten die Vor�schriften dieses Vertrages, insbesondere die Wettbewerbsregeln, nur insoweit, als die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen Aufgaben rechtlich oder tatsächlich verhindert."





Ob nun Seilbahnunternehmen im Sinne dieser Bestimmung "Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse" erbringen und daher vom nationalstaatlichen Beihilfeverbot ausgenommen sind, könnte zumindest fraglich sein:


So könnte man auf dem Standpunkt stehen, daß das "allgemeine wirtschaftliche Interesse" der Beförderung von Fahrgästen mit Seilbahnen sich zwingend ergibt aus dem Kontrahierungszwang, der Betriebspflicht, der Beförderungspflicht und der Konzessionspflicht: Alle diese rechtlichen Erscheinungen leiten ihre Rechtfertigung nur davon ab, daß ein übergeordnetes, öffentliches, allgemeines Interesse an der Beförderung mit Seilbahnen besteht.


Die Kommission der Europäischen Union teilt diese Auffassung derzeit nicht unbedingt, was aber nichts an ihrer Richtigkeit ändert.


 





3. Ausnahme 3: Vorliegen eines kleinen oder mittleren Unternehmens (KMU):





KMU werden im System der EU als nahezu bedeutendste Quelle des Wettbewerbs auf den Märkten angesehen (sie erzielen rund 70 % des Umsatzes und beschäftigen rund 75 % der europäischen Arbeitskräfte).Da der relative Kostenaufwand der KMU für die Einhaltung der staatlichen Vor�schriften über Gesundheits- und Arbeitsschutz, Finanzbuchhaltung usw. höher ist als bei Großunternehmen und KMU in der Regel einen im Verhältnis zu Großunternehmen etwas erschwerten Zugang zu Fremd- und Risikokapital haben, sind nach Ansicht der EU fördernde bzw. subventionierende Maßnahmen der öffentlichen Hand zulässig, wenn diese das Ziel verfolgen, die schlechteren Ausgangsbedingungen der KMU auszugleichen und möglichst KMU-freundlich zu gestalten.





Für die Einordnungen eines Unternehmens in den Kreis der "kleinen" bzw. "mittleren" Unternehmen ist das gleichzeitige Zutreffen von Vorgaben bezüglich Eigenständigkeit, Beschäftigtenzahl und Umfang der Geschäftstätigkeit, ausge�drückt in Grenzwerten entweder des Jahresumsatzes oder der Bilanzsumme, maß�geblich:





Als Kleinunternehmen gilt demgemäß ein Unternehmen, das


maximal 50 Mitarbeiter beschäftigt und


im Geschäftsjahr maximal 7 Mio. ECU Umsatz erzielt oder eine Bilanz�summe von maximal 5 Mio. ECU aufweist; und


maximal zu 25 % im Besitz eines oder mehrerer Großunternehmen ist.


Als mittleres Unternehmen ist ein solches anzusehen, das


maximal 250 Mitarbeiter beschäftigt und


im Geschäftsjahr maximal 40 Mio. ECU Umsatz erzielt oder eine Bilanz�summe von maximal 27 Mio. ECU aufweist; und


maximal zu 25 % im Besitz eines oder mehrerer Großunternehmen steht.





Bei der Beurteilung, ob ein konkretes Unternehmen den Kriterien für KMU entspricht und also aus diesem Titel zulässigerweise gefördert werden darf, nimmt die Kommission in der Praxis eine sehr restriktive Haltung ein und geht in letzter Zeit sogar davon aus, daß das bloße Vorliegen der oa. Zahlenkriterien dann nicht genügt, wenn zwar rein zahlenmäßig ein KMU vorläge, aber das betreffende Unternehmen trotzdem doch nicht gleichzeitig mit den für KMU "typischen" Schwierigkeiten am Markt zu kämpfen hat.


	


Davon abgesehen hat die Kommission in ihrer "Mitteilung über das beschleunigte Genehmigungsverfahren für Beihilfen an KMU" erklärt, daß sie in der Regel ge�gen nationalstaatliche Beihilferegelungen an KMU keine Einwände erhebt, sofern die Beihilfe ent�weder


nicht mehr als 7,5 % brutto der Investitionskosten beträgt oder


3.000 ECU je geschaffenem Arbeitsplatz nicht überschreitet oder


nicht mehr als 200.000 ECU insgesamt beträgt.


Die Beihilferegelung muß dabei jeweils so geschaffen sein, daß keine Kumulie�rung mit anderen Beihilfen in einem Ausmaß erfolgt, durch das die genannten Grenzwerte überschritten werden.





Nationalstaatliche Förderungen an Seilbahnunternehmen, die als KMU zu qualifizieren sind, wird man im dargelegten Umfang daher als gemeinschaftsrechtlich zulässig zu betrachten haben.


	





�
4. Ausnahme 4: Vorliegen eines nationalen Regionalfördergebietes:





Entsprechend der hohen Bedeutung, die im Rahmen der EU-Wirtschaftspolitik der Verbesserung der Regionalstruktur zugemessen wird, ist in einer Vielzahl von  Fällen der Standort eines Beihilfewerbers entscheidend dafür, ob und in welcher Höhe eine na�tionalstaatliche Beihilfe zulässig ist.





Auf Grundlage der Art. 92 Abs. 3 lit. a und c hat die Gemeinschaft daher staatliche Beihilfen in wirtschaftlich benachteiligten Gebieten oftmals vom grundsätzlichen Beihilfe�verbot freigestellt; Voraussetzung dafür ist allerdings, daß die entwicklungsbedürftigen Gebiete von den jeweiligen Mitgliedstaaten der Kommission benannt werden, damit die Kommission dann auf Grund dieser Benennungen die sogenannte "Wettbewerbskulisse nationaler Fördergebiete" festlegen kann.


Ein Unternehmen, das seinen Standort in einem solcherart festgelegten "Entwicklungsgebiet" hat, wäre sohin EU-rechtlich zulässigerweise ein Empfänger nationalstaatlicher Beihilfen.


	


Grundsätzlich lassen sich zwei Kategorien von Gebieten unterscheiden, die Gegenstand der oa. Benennung sein können:





Regionen, in denen nach Art. 92 Abs. 3 lit. a EG-V "Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in Gebieten, in denen die Lebenshaltung au�ßergewöhnlich niedrig ist oder erhebliche Unterbeschäftigung herrscht", gestattet sind.


	Als derart rückständige Regionen gelten solche, deren Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zu Kaufkraftparitäten nicht über 75 % des Gemeinschaftsdurch�schnitts liegt;


	Sollte ein Seilbahnunternehmen in einer solchen Region liegen, so wären nationale Beihilfen also zulässig bzw. vom generellen Beihilfeverbot "freigestellt" - doch Achtung: Läge die Voraussetzung vor, so wäre damit nur gesagt, daß - trotz des "Beihilfeverbots" - nationale Beihilfen gewährt werden dürfen.Damit ist noch keine Aussage darüber getroffen, ob auch aus den Fördertöpfen der EU für ein solches Seilbahnunternehmen Fördergelder lukriert werden könnten.





Regionen, in denen nach Art. 92 Abs. 3 lit. c EG-V "Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete" gestattet sind, "soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft".


	Für derartige Beihilfen kommen Regionen in Frage, die gemessen an ihrem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und an der Höhe der strukturellen Arbeits�losigkeit im nationalen Vergleich benachteiligt sind.


	Auch hier gilt: Sollte zur Förderung der Entwicklung etwa der Tourismuswirtschaft oder einer bestimmten Region die nationale Beihilfe an ein Seilbahnunternehmen der geeignete Weg sein, so wäre - bei Vorliegen der weiteren, angeführten Voraussetzungen - eine nationalstaatliche Beihilfe an das Seilbahnunternehmen zulässig.


	Diese Auffassung hat die Kommission im übrigen schon einmal vertreten und etwa gemeint, daß ein Seilbahnprojekt, mit dem 32 neue Arbeitsplätze und - voraussichtlich - weitere, vom Seilbahnunternehmen unabhängige  Arbeitsplätze im Tourismusbereich geschaffen werden, wesentlich dazu beitragen kann, "...die Attraktivität der Region zu erhöhen und zu einer bedeutend höheren Gästefrequenz in der Region zu führen.Dies würde Multiplikatoreffekte auslösen und eine höhere Nachfrage nach anderen touristischen Freizeiteinrichtungen schaffen.Dadurch werden Maßnahmen zur Verbesserung des Qualitätsstandards des regionalen Tourismussektors unterstützt.Die Kommission vertritt daher die Auffassung, daß die betreffende Investition wesentliche Impulse in der gesamten Region auslösen wird und daher mit Sicherheit dazu beiträgt, die Entwicklung eines Art. 92 Abs. 3 lit. c.)-Gebietes zu erleichtern." 


	Doch auch hier gilt - Achtung: Selbst wenn die Kommission so gnädig und einsichtig gestimmt ist - damit ist doch nur gesagt, daß - trotz des "Beihilfeverbots" - in diesem Fall eine nationale Beihilfe gewährt werden darf.Damit ist noch keine Aussage darüber getroffen, ob auch aus den Fördertöpfen der EU für ein solches Seilbahnunternehmen Fördergelder lukriert werden könnten.








5. Ausnahme 5: Betätigungen im Bereich "Forschung und Entwicklung" oder im Bereich "Umweltschutz":





Förderungen für Betätigungen in diesen Bereichen sind zwar grundsätzlich zulässig, im Rahmen der gegenständlichen Thematik aber tendenziell eher bedeutungslos - im Einzelfall mag hier freilich anderes gelten.





6. Ausnahme 6: Aufwendungen für betriebliche Schulungs-, Ausbildungs- und Beratungsprojekte:





Staatliche Beihilfen an Unternehmen für ihre Aufwendungen im Bereich der be�ruflichen Bildung und Ausbildung bzw. Qualifikationssteigerung ihrer Mitarbeiter bedürfen bei Großunternehmen jedenfalls einer Einzelfallgenehmigung der Kommission.


Bei KMU ist hingegen vorgesehen, daß Beihilfen für die Beratung durch externe Berater oder für die Ausbildung des Personals bestehender oder neuer KMU oder für die Durchführbarkeitsbewertung neuer Vorhaben in der Regel bis zu einem Beihilfesatz von 50 % BSÄ akzeptiert werden.


Auch Seilbahnunternehmen, die in den angeführten Bereichen tätig werden, dürfen daher von den nationalen Förderstellen - EU-rechtlich zulässigerweise - im dargelegten Ausmaß gefördert werden.








7. Ausnahme 7: Rettungs-, Sanierungs- oder Restrukturierungsmaßnahmen:





Die Maßnahmen dürfen nur der Sicherung des Fortbestandes eines gefährdeten Unternehmens dienen und nur für einen Zeitraum von sechs Monaten ge�währt werden.Darüberhinaus muß eine solche Beihilfe auf die für die Wei�terführung des Betriebes unbedingt erforderliche Höhe begrenzt wer�den.Während dieser sechs Monate muß ein Sanierungsplan ausgearbeitet und der EU-Kommission grundsätzlich zur Genehmigung vorgelegt wer�den.Erst nach Vorliegen dieser Genehmigung darf die Beihilfe ausbezahlt werden.


Sollte Ihr Seilbahnunternehmen ein Sanierungsfall sein, so sind also Subventionen ihres Heimatstaates im dargelegten Umfang auch gemeinschaftsrechtlich zulässig.
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8. Ausnahme 8: Bagatellförderungen:





Ebenfalls als Ausnahme vom Beihilfeverbot sind schließlich sogenannte Bagatellförderungen zulässig, insoweit es sich dabei nicht um Exportförde�rungen oder Beihilfen in sensiblen Sektoren handelt.


Der Begriff bezeichnet Beihilfen, die innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren den Betrag von 100.000 ECU (etwa S 1,350.000.--) je Empfängerunternehmen nicht übersteigen.Mehrere innerhalb des vorerwähnten Zeitraums von drei Jahren gewährte Förderungen an dasselbe Unternehmen sind dabei zusammenzuzählen.


Bagatellförderungen sind im übrigen die einzigen, zulässigen nationalstaatlichen Förderungen, die nicht der Notifizierungspflicht - dazu später - unterliegen.


Die meisten, von den Nationalstaaten den Seilbahnunternehmen derzeit gewährten Beihilfen bzw. Förderungen werden als "Bagatellbeihilfe" zu qualifizieren und daher nach EU-rechtlichen Grundsätzen zulässig sein bzw. nicht einmal einer Notifizierung bedürfen:


So stellt sich etwa die unentgeltlich Zurverfügungstellung von einigen Hektar Grundfläche durch eine Gemeinde an ein Seilbahnunternehmen für Zwecke der Herstellung von Skiabfahrten oder der Errichtung von Seilbahnen praktisch als "Bagatellbeihilfe" dar: Was sich der Seilbahnunternehmen dadurch an Dienstbarkeitsentgelten "erspart", wird innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren kaum den Betrag von ECU 100.000 übersteigen, sodaß die Bagetellgrenze nicht überschritten wird.


Ähnliches mag für Zinszuschüsse gelten.





9. Ausnahme 9: Einzelfallgenehmigung:





Das Erfordernis der Einholung einer Einzelfallgenehmigung der Kommis�sion besteht immer dann, wenn eine vom Nationalstaat geplante Unternehmensförderung nicht im Rahmen einer von der Kommission genehmigten "Förderaktion", sondern eben als "außerplanmäßige" oder "ad-hoc"-Förderung erfolgen soll oder die Genehmigung einer nationalstaatlichen Förderaktion durch die Kommission eine Einzelfallgenehmigung als Auflage vorgesehen hat; letzteres ist immer dann der Fall, wenn im Rahmen der angestrebten direkten Unternehmensförderung die aus der Sicht der EU zulässigen Förderintensitäten überschritten werden oder Investitionen an Großunternehmen gewährt werden sollen, die nicht in ei�nem Regionalfördergebiet liegen und nicht in eine der zweckorientierten Kategorien fallen; ebenso schließlich dann, wenn Förderungen in sogenannten "sensiblen Wirtschaftssektoren" gewährt werden sollen (dzt. Textil-, Kunstfa�ser-, KFZ-, Stahlindustrie), oder wenn im Rahmen genehmigter Regelungen ein Beihilfebetrag von 12 Mio. ECU (ca. ATS 162,000.000.--) überschritten wird; letzteres gilt auch in Kumulierungsfällen für die Gesamtsumme der angestrebten Beihilfen.


Jede - wie immer geartete - nationalstaatliche Förderung oder Beihilfe an ein Seilbahnunternehmen kann, auch wenn sie nach allgemeinen EU-rechtlichen Kriterien unzulässig wäre, unter dem Aspekt der "Einzelfallgenehmigung" seitens der Kommission für zulässig erklärt werden.


	





IV.	Kontrolle und Überwachung des "nationalstaatlichen Beihilfeverbots":





Das "nationalstaatliche Beihilfeverbot" macht selbstverständlich nur Sinn, wenn seine Einhaltung auch überwacht und kontrolliert wird.Folgerichtig unterliegt die gesamte nationalstaatliche Beihilfepolitik einer nachprüfenden und einer präventiven Kontrolle durch Organe der EU.Kommt die Kommission im Zuge dieser Kontrolltätigkeit zu dem Schluß, daß Beihilfen entgegen den europarechtlichen Grundsätzen gewährt wurden, so scheut sie auch nicht davor zurück, den Beihilfeempfänger zur Rückzahlung der zu Unrecht bezogenen Beihilfe aufzufordern.








Teil 2


Die aktive Beihilfepolitik der EU:





Die Politik der EU beschränkt sich allerdings nicht nur darauf, daß - wie unter Teil 1 dargelegt - Kriterien für die Zulässigkeit nationalstaatlicher Beihilfe festgelegt und deren Einhal�tung präventiv oder nachprüfend überwacht wird.


Vielmehr verfolgt die EU auch eine aktive Beihilfepolitik, d.h., sie tritt aktiv als "Subventionsgeber" auf.


Freilich geschieht auch das nur, wenn ein zu förderndes Projekt gewissen Zielsetzungen, die wiederum von der EU definiert werden, genügt.





Darüber hinaus ist die aktive Beihilfepolitik der EU vom Prinzip der Kofinanzierung beherrscht, d.h., EU-Fördermittel werden grundsätzlich nur zusätzlich zu nationalen Fördermitteln ausbezahlt, wobei der Kofinanzierungsanteil der EU bei maximal 50 % liegt.





Für den einzelnen Unternehmer - und im besonderen auch für den Seilbahnunternehmer - ist dieser zuletzt genannte Grundsatz von immenser Bedeutung: Aus den EU-Fördertöpfen wird er nur beteilt, wenn er bzw. ein von ihm verfolgtes Projekt sowohl den Zielsetzungen der einzelnen EU-Förderprogrammen entspricht als auch - gleichzeitig - von den nationalen Förderstellen gefördert wird - oder umgekehrt: Entspricht das vom Einzelunternehmer verfolgte Projekt zwar den Zielsetzungen der EU-Förderprogramme, erhält der Einzelunternehmer dafür aber keine Förderung von seiten seines Nationalstaates, so darf er auch auf keine Unterstützung aus Brüssel hoffen.





Von den zahlreichen Förderprogrammen der EU können hier nun bei weitem nicht alle genannt werden.Als die praktisch für die Seilbahnwirtschaft bedeutsamsten sollen hier vielmehr lediglich die "Regional- und Strukturförderungen" einer überblicksartigen Darstellung unterzogen werden.








1.	Ziele der "Regional- und Strukturförderung":





	Sollen für ein Projekt Fördermittel aus den EU-Regional- und Strukturfonds lukriert werden, so muß mit dem Projekt zumindest eines der folgenden Ziele verfolgt werden:


	


 	Ziel 1: Förderung der Entwicklung und der strukturellen Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrückstand:


	


	Ein "Entwicklungsrückstand" wird angenommen, wenn das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 75 % des EU-Durchschnitts unterschreitet.








 	Ziel 2: Umstellung von Regionen oder Teilregionen, die von einer rückläufigen industriellen Entwicklung schwer betroffen sind:





	Unter "Ziel 2" fallen Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung, die jedes der folgenden Kriterien erfüllen:


durchschnittliche Arbeitslosenrate während der letzten drei Jahre über dem Gemeinschaftsdurchschnitt - und


Anteil der industriell beschäftigten Erwerbstätigen in einem beliebigen Be�zugsjahr seit 1975 gleich oder über dem Gemeinschaftsdurchschnitt - und


Rückgang der Zahl der industriell Erwerbstätigen im Vergleich zu diesem Bezugsjahr.


		





	Ziel 3: Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und Erleichterung der Eingliede�rung der Jugendlichen und der vom Ausschluß aus dem Arbeitsmarkt bedrohten Personen in das Erwerbsleben.





	Ziel 3 ist - im Gegensatz zu den Zielen 1 und 2 - nicht auf bestimmte regionale Gebiete beschränkt.





 	Ziel 4: Erleichterung der Anpassung der Arbeitskräfte an die industriellen Wand�lungsprozesse und an Veränderungen der Produktionssysteme:





	Auch dieses Ziel ist nicht auf bestimmte Regionen beschränkt.


		


 	Ziel 5b: Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch Erleichterung der Entwicklung und der Strukturanpassung der ländlichen Gebiete:





	Für Beihilfen im Rahmen dieses Zieles kommen zunächst ländliche Gebiete au�ßerhalb der Ziel-1-Regionen in Frage, die durch einen niedrigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstand, gemessen am Pro-Kopf-Brutto-Inlandsprodukt, gekennzeichnet sind.Wenigstens zwei der drei folgenden Kriterien müssen auf sie zutreffen:


hoher Anteil der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen, im Vergleich zur Gesamtzahl der Erwerbstätigen;


niedriges Einkommensniveau in der Landwirtschaft; 


geringe Bevölkerungsdichte und/oder eine starke Abwanderungstendenz.


	


	Wesentliche Grundlage für die Bestimmung der Ziel-5b-Gebiete ist ein Gebiets�verzeichnis, das von den jeweiligen Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der genannten Kriterien erstellt und der Kommission als Vorschlag übermittelt wird.Die Kommission erstellt dann im Zusammenwirken mit dem betreffenden Mitgliedstaat und nach Befassung des Verwaltungsausschusses aus Vertretern der Mitgliedstaaten sowie unter Berücksichtigung der Prioritäten und Gegebenheiten des jeweiligen Mitgliedstaates das Verzeichnis der förderungswürdigen Gebiete gemäß Ziel 5-b.








2.	Grundsätze der Fördervergabe:





	Daß eine zu fördernde Maßnahme den oa. Zielen entspricht, bedeutet noch nicht, daß auch schon Fördermittel aus Brüssel fließen; vielmehr müssen zunächst weiters noch folgende Grundsätze Beachtung finden:





2.1. 	Additionalität (Zusätzlichkeit):


	Jede Gemeinschaftsaktion zur aktiven Förderung ist stets eine Ergänzung zu einer entsprechenden nationalen Maßnahme - d.h.: Gibt ein Nationalstaat für ein Projekt keine nationalstaatliche Beihilfe, dann gibt es - unabhängig davon, ob das Projekt nun zur Erreichung der oben dargelegten Ziele beiträgt oder nicht - auch kein Geld aus den "Regional- und Strukturfonds".


	Damit soll - naheliegenderweise - verhindert werden, daß die Ge�meinschaftsinterventionen zu einer Verringerung der eigenen Bemühungen der einzelnen Nationalstaaten führen.





2.2. 	Partnerschaft:


	Unter diesen Begriff wird der gesamte Komplex der engen Konzertierung der Ziele und der instrumentalen Möglichkeiten der Gemeinschaft einerseits und des jeweiligen Mitgliedstaates andererseits beim Zustandekommen der Gemein�schaftsaktionen zusammengefaßt, wobei an diesem Zustandekommen auch die betroffenen lokalen und regionalen Behörden und Einrichtungen sowie die "Wirtschafts- und Sozialpartner" teilnehmen sollen.





2.3. 	Konzentration der Mittel:


	Darunter wird verstanden, daß die Mittel der Strukturfonds ausschließlich zur Er�reichung der regional-, arbeitsmarkt- und agrarpolitischen Ziele 1 bis 6 eingesetzt werden dürfen.





2.4. 	Mehrjährige Programmplanung:


	Die Gemeinschaftsinterventionen erfolgen als Kofinanzierung für zielorientierte, mehrjährige Aktionsprogramme, die von den Mitgliedstaaten entworfen, gemein�sam mit der Kommission evaluiert und von dieser in den gemeinschaftlichen För�derkonzepten für die einzelnen Zielbereiche berücksichtigt werden.Innerhalb die�ser Programme erfolgt dann die Förderung der einzelnen Projekte nach Maßgabe der verfügbaren Mittel.Die Auswahl der zu fördernden Projekte liegt in der Kom�petenz des jeweiligen Mitgliedstaates.


	Die Mittel werden daher auch nicht direkt für die Verfolgung von Einzelprojekten vergeben, vielmehr werden nur mehrjährige Maßnahmenprogramme, die von den Mitgliedstaaten (also nicht von Unternehmen !) vorgeschlagen und abgewickelt werden, gefördert.








3.	Der Nationalstaat muß aktiv werden:





Selbst wenn die formellen und materiellen Voraussetzungen für die Förderungswürdigkeit und Förderungsfähigkeit eines Seilbahnprojektes in diesem Sinn vorliegen, ist für den Seilbahnunternehmer noch nicht viel gewonnen: Das Geld aus den EU-Töpfen fließt nun nämlich nur, wenn der Heimatstaat des betreffenden Seilbahnunternehmers aktiv wird:


Die Fördermittel im Rahmen der Regional- und Strukturförderung kommen nämlich nur auf Antrag eines Mitgliedstaates dem Mitgliedstaat - also nicht einem Einzelunternehmer - zu; der Mitgliedstaat ist es dann, der die ihm zugekommenen Mittel an jene Einzelunternehmer, die mit ihren Projekten zur Zielerreichung beitragen, weiterverteilt.





Da es weiters - wie bereits ausgeführt - bei Förderungen dieser Art ausschließlich darum geht, daß vom Mitgliedstaat an Einzelunternehmen gewährte Beihilfen kofinanziert werden, richtet sich die Höhe der Gemeinschaftsbeihilfe nicht direkt nach den Gesamtkosten eines Projektes, sondern nach der Höhe der hierfür aufgewendeten Beihilfen nationaler Behörden.


	


Für den Einzelunternehmer und damit auch für den Seilbahnunternehmen bedeutet dies: Daß EU-Beihilfen gewährt werden, verspürt er, der Einzelunternehmer bzw. Seilbahnunternehmen, nur daran, daß dem nationalen Subventions�geber mehr Fördermittel als bisher zur Verfügung stehen.Auf eine EU-Beihilfe im Rahmen der Regional- und Strukturfonds hat der Einzelunternehmer weder einen Anspruch noch kann er de�ren Gewährung beeinflussen: Findet er mit seinem Unternehmen im "Gemeinschaftlichen Förderkonzept" keine Berücksichtigung, so muß er ebenso auf EU-Hilfe verzichten, wie dann, wenn er zwar in einem Bereich tätig ist, der im "Gemeinschaftlichen Förderkonzept" als förderungswürdig bezeichnet ist, die na�tionalen Behörden ihm aber keine Förderung gewähren.








4.	Konsequenzen für den Seilbahnunternehmer:





	Für den einzelnen Seilbahnunternehmer - wie auch für die Seilbahnwirtschaft insgesamt - ist hier nur dann etwas zu gewinnen, wenn "sein" Nationalstaat aktiv wird:


	Liegt nämlich ein Seilbahnunternehmen in einem Ziel-1, Ziel-2 oder Ziel-5b-Gebiet, so kann zwar nach logischen Denkgesetzen kein Zweifel bestehen, daß Investitionen des Seilbahnunternehmen der regionalen Entwicklung außerordentlich dienlich sind, doch ist das - im Sinne obiger Ausführungen - zu wenig.Vielmehr müßte 


der Mitgliedstaat, in dem der jeweilige Seilbahnunternehmen seinen Sitz hat, in seinem an die Kommission gerichteten "Förderantrag" ausdrücklich anführt, daß Investitionen in die Seilbahn- oder Tourismuswirtschaft Bestandteil eines nationalen Förderkonzepts sein sollen und weshalb diese Investitionen dem Erreichen des jeweiligen, oben angeführten EU-Ziels dienen - und


der Mitgliedstaat, in dem der jeweilige Seilbahnunternehmer seinen Sitz hat, selbst bereit sein, einen Seilbahnunternehmen zu fördern; nur dann würde ja die Ko-Finanzierung durch die oa. Fonds eintreten.





	Solange daher die Nationalstaaten nicht die Förderung der Seilbahnwirtschaft in den Entwicklungsplänen als Maßnahme zur Erreichung der Zielvorgaben festschreiben und selbst auch die Seilbahnwirtschaft fördern, bleiben die Mittel der EU-Fonds der Seilbahnwirtschaft verschlossen.





	Dasselbe gilt analog selbstverständlich auch für Seilbahnunternehmen, die an sich Maßnahmen setzen, die zur Erreichung der Ziele 3 und 4 dienlich wären.








Teil 3:


Zusammenfassung


 


Auch im Lichte des EU-Beihilferechts ist die Gewährung von Förderungen, Beihilfen und Subventionen der Nationalstaaten an ihre Wirtschaftstreibenden und damit auch an Seilbahnunternehmen grundsätzlich möglich und zulässig, soferne dabei den oben angeführten Kriterien entsprochen wird.


Die Gewährung von Förderungen, Beihilfen und Subventionen durch den Nationalstaat an seine Wirtschaftstreibenden und damit auch an Seilbahnunternehmen  ist weiters sogar Voraussetzung dafür, daß Fördergelder aus Brüssel lukriert werden können.





Dies hier abschließend festzuhalten, scheint mir besonders wichtig: Wenn Sie als Seilbahnunternehmer nämlich das Gefühl haben, die Seilbahnwirtschaft würde bzw. wird aus den nationalen und internationalen Fördertöpfen nicht oder zuwenig bedient, dann liegt das im Ergebnis nicht - wie man häufig sagen hört - an der restriktiven Beihilfepolitik der EU, sondern daran, daß Ihr Heimatstaat sich für die Interessen der Seilbahnwirtschaft sowohl zu Hause als auch in Brüssel nicht oder zuwenig einsetzt.Ihre diesbezügliche Unzufriedenheit darf bzw. sollte sich daher nicht gegen die Legislative oder Exekutive der EU richten, sondern gegen die Untätigkeit ihres Heimatlandes.


Sollte ich diese Unzufriedenheit mit meinen Ausführungen nun geschürt haben, so soll mir das recht sein: Unzufriedenheit ist - wie Oscar Wilde sagt - der erste Schritt zum Erfolg, und zwar auch im Bemühen um die Erlangung nationaler oder internationaler Förderungen.
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